
Sammlungen auf dem Lande; auch die Kollegen in Pri­
vatbetrieben wählten mit großem Ernst und Bewußtsein 
ihre Schöffen. Die Ernsthaftigkeit und das Verantwor­
tungsbewußtsein, in denen die Werktätigen die Schöf­
fenwahlen Vornahmen, zeigen sich insbesondere darin, 
daß etwa 1600 Kandidaten, d. h. fast 3 Prozent der insge­
samt gewählten Schöffen, oft nach hartnäckiger Dis­
kussion, in den Wahlversammlungen abgelehnt wurden, 
z. B. wegen mangelnder Arbeitsdisziplin, schlechten 
Verhaltens zur Familie, wegen Passivität in der gesell­
schaftlichen Arbeit, wegen schlechter Teilnahme an der 
bisherigen Schöffenschulung (bei wieder aufgestellten 
Kandidaten), wegen mangelnder Bereitschaft zur Ver­
teidigung der Deutschen Demokratischen Republik, 
auch wegen ihrer persönlichen Vergangenheit — ein 
Kandidat war beispielsweise früher Ortsbauernführer 
gewesen — oder wegen erheblicher Vorstrafen.

Ein tiefes Verstehen unseres Demokratismus zeigten
— wie der Leiter der Justizverwaltungsstelle Suhl 
berichtete — die Kollegen des Ernst-Thälmann-Werkes 
in Suhl. Auf der ersten Wahlversammlung lehnten sie 
die Wahl der ihnen unbekannten Kandidaten ab und 
verlangten, daß diese erst in der Betriebszeitung be­
kannt gemacht werden sollten. Mit dieser Feststellung 
des Verantwortungsbewußtseins der überwiegenden 
Mehrzahl der Wähler muß man die Frage verbinden: 
Wo war das Verantwortungsbewußtsein der Vor­
schlagsberechtigten, daß sie solche Vorschläge ungeeig­
neter Kandidaten zuließen? Auf diese Weise konnte 
es in einigen Fällen dazu kommen, daß dort, wo selbst 
die Aufmerksamkeit der Werktätigen versagte, auch in 
diesem Jahr noch ungeeignete Schöffen gewählt wurden.

2. Auf die Mitarbeiter der Gerichte und der Justiz­
verwaltung übten die Schöffenwahlen eine starke, 
allgemein mobilisierende Wirkung aus. Dabei zeichnet 
sich als Ergebnis der Schöffenwahlen etwas grundsätz­
lich Neues ab. Wir sehen weniger das „Nebeneinander“ 
von Berufsrichtern und Schöffen, sondern wir erkennen 
in stärkerem Maße das Kreisgericht als die Einheit des 
Berufsrichters und seiner Schöffen, ihr „Miteinander“
— eine Einschätzung, die zeigt, daß unser Kreisgericht 
auf dem Wege ist, ein Volksgericht zu werden.

Unter diesem Gesichtspunkt muß man es werten, 
wenn in Güstrow in 40 von insgesamt 68 Versammlun­
gen bisher tätige Schöffen als Referenten auftraten. 
Sie setzten sich genau so für „ihr“ Gericht ein wie die 
Richter des Kreisgerichts Hoyerswerda, die in Braun­
kohlenbetrieben nachts Schichtversammlungen durch­
führten.

In diesem Zusammenhang muß man auch die Selb­
ständigkeit und Initiative betrachten, mit der auch 
kleine Kreisgerichte ihre Aufgaben lösten: Weißenfels 
führte für die Referenten „Stützpunktseminare“ durch; 
Amstadt ging den ganz selbständigen Weg, alle 
Wahlen an einem Tag durchzuführen; Aue kann be­
haupten, daß mit der Nationalen Front jetzt ein Kon­
takt besteht, „den wir früher nicht hatten“. Im allge­
meinen wurden die Wahlversammlungen ideologisch 
richtig durchgeführt, d. h., es gelang im allgemeinen, 
die Verbindung zwischen der Wahl der Schöffen, der 
Festigung unserer demokratischen Gesetzlichkeit und 
unserer Staatsmacht und den nationalen Aufgaben her­
zustellen. Im einzelnen jedoch gehen, so wurde im 
Referat betont, fast alle festgestellten Schwächen und 
Fehler einschließlich der Verstöße gegen die demokra­
tische Gesetzlichkeit auf ideologische Schwächen zurück. 
Es war ein Mangel, daß die an sich nicht sehr häufigen 
Fälle von Rücktritten aufgestellter Kandidaten oder 
bereits gewählter Schöffen nicht auf ihre Ursachen 
untersucht wurden. Es besteht die dringende Ver­
mutung, daß diese Rücktritte auf die Arbeit des Geg­
ners zurückzuführen sind, die sich z. B. in der Über­
sendung der schmutzigen Drucksachen des sog. „Unter­
suchungsausschusses freiheitlicher Juristen“ und in der 
Rundfunkpropaganda zeigte. Andererseits wurden 
gerade in Schöffenwahlversammlungen, wie beispiels­
weise in Herzberg, Gegner entlarvt.

Einen breiten Raum nahm in der Aussprache be­
sonders die Zusammenarbeit mit der Nationalen Front, 
dem FDGB, den Räten der Kreise und der Staats­
anwaltschaft ein. Dabei wurde einerseits die weit­
gehende Bereitwilligkeit und ideologische und prak­
tische Hilfe der Nationalen Front, der Räte der Kreise 
und die kameradschaftliche Zusammenarbeit mit der 
Staatsanwaltschaft hervorgehoben und auf der anderen 
Seite fast von jedem Redner in zum Teil harten 
Worten kritisiert, daß die Funktionäre des FDGB in 
den Leitungen der Industriegewerkschaften in den 
Kreisen und auch in einem beträchtlichen Teil der 
Großbetriebe die Bedeutung der Schöffenwahlen nicht 
erkannt hatten. Dieser Erfahrung in den Kreisen ent­
sprach die Erfahrung, die das Ministerium der Justiz 
selbst in der Zusammenarbeit mit dem Bundesvorstand 
des FDGB machen mußte, wo man sich auch nur sehr 
zurückhaltend mit den Fragen der Schöffenwahlen be­
faßte. Allgemein wurde hervorgehoben, daß der 
Kontakt mit den anderen Stellen jetzt wesentlich besser 
ist, als es den bisher zwischen dem Gericht und vor 
allem dem Rat des Kreises bestehenden Beziehungen 
entsprach. Es bestand allgemein Klarheit darüber, daß 
die gewonnenen guten Beziehungen zu allen Stellen 
nicht nur beibehalten, sondern noch verstärkt und aus­
gebaut werden müssen.

Die Diskussion brachte in sehr vielfältiger Weise 
zum Ausdruck, daß die Verpflichtung der Schöffen 
einen Höhepunkt der Schöffenwahlen darstellte3) und 
daß gerade hierbei die’ Anteilnahme der Räte der 
Kreise und Bezirke zum Ausdruck kam. So berichtete 
Bezirksgerichtsdirektor Schmiege, wie im Bezirk 
Rostock der Vorsitzende des Rates des Bezirks selbst 
die Initiative zu einer würdigen Feier ergriff. Aber 
auch in vielen Kreisen', z, B. in Hoyerswerda, wurden ein­
drucksvolle Verpflichtungsfeiem unter Teilnahme von 
Betriebsdelegationen durchgeführt.

Diese Festigung der Beziehungen kommt auch vor 
allen Dingen im Verhältnis zur Presse zum Ausdruck. 
Während die zentrale Presse den Schöffenwahlen 
lediglich anfangs — später sogar nur in Abständen und 
ungenügend — ihre Aufmerksamkeit widmete, hat. vor 
allem die Kreispresse die gesamte Zeit hindurch infor­
mierend, berichtend und auch kritisch zum Verlauf der 
Wahlen in ihrem Bereich Stellung genommen.

Während die Aussprache eine Fülle von Beiträgen 
aus dem Ablauf der Schöffenwahlen brachte, die frei­
lich fast alle mittelbar Lehren für die weitere Arbeit 
enthalten, mußte im Schlußwort festgestellt werden, 
daß sich verhältnismäßig wenige Beiträge unmittelbar 
mit der weiteren Ausgestaltung der Schöffenarbeit be­
schäftigt hatten. Drei Fragen der Arbeit mit den 
Schöffen wurden im besonderen behandelt: die
Schulung der Schöffen, das Schöffenaktiv und Schöffen­
konferenzen. Der Anleitung, die das Ministerium der 
Justiz am 23. Mai 1955 zur Durchführung der Schulung 
gegeben hat, wurde ausnahmslos zugestimmt. Dabei 
wurden die Justizverwaltungsstellen im Schlußwort 
besonders daran erinnert, daß die Schöffen seit dem 
1. Juni ihre Tätigkeit auf genommen haben, und gefragt: 
„Haben Sie die ersten Tage der Schöffen kontrolliert? 
Kontrollieren Sie die ersten Schulungen?“ (Bei einer 
Auswertung der Tagung im Kollegium des Ministeriums 
der Justiz wurde an die Redaktion der Zeitschrift „Der 
Schöffe“ die Forderung gestellt, den Schulungsartikel 
rechtzeitig, also immer bereits im Monat vor der Durch­
führung des Schulungsthemas zu veröffentlichen). Be­
züglich der Forderung nach „Aktivs“ von Schöffen 
wurde folgende Klärung geschaffen: das „Aktiv“ ist die 
Zusammenfassung der aktivsten und interessiertesten 
Schöffen eines Gerichts, die an der gesamten Schöffen­
arbeit des Gerichts mitwirken sollen; davon zu unter­
scheiden ist die 'Zusammenfassung der Schöffen inner­
halb ihres Betriebes, und schließlich ist von diesen 
„Aktivs“ zu trennen die Heranziehung der Schöffen 
zum Aktiv der Ständigen Kommission für örtliche 
Volkspolizei und Justiz beim Rat des Kreises oder

3) vgl. z. B. das Referat von Böhme anläßlich der Schöf­
fenverpflichtung in Karl-Marx-Stadt (NJ 1955 S. 326).
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